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Hintergrund

Bei ihrem Treffen am 09.12.2011 haben sich die Staats- und Regierungschefs (mit Ausnahme von

Großbritannien) grundsätzlich auf die Schaffung eines neuen, zwischenstaatlichen Vertrags zur

Verstärkung der Haushaltsdisziplin und der wirtschaftspolitischen Koordinierung geeinigt. Die

Verhandlungen wurden in aller Eile und ohne eine Konsultation der nationalen Parlamente, der

Sozialpartner oder der Zivilgesellschaft durchgeführt, sie dauerten nicht einmal zwei Monate.

Zuerst diskutierte eine eigens geschaffenen Arbeitsgruppe „Fiskalpolitische Stabilitätsunion“, an

der Vertreter aller 27 Mitgliedstaaten sowie als Beobachter Vertreter des Europäischen Parla-

ments1 teilnahmen. Vorsitzender war der lux. Finanzstaatssekretär Georges Hinrich. Sie traf sich

im Dezember 2011 und Januar 2012 insgesamt drei mal, die ungeklärten Fragen aus dem 4. Ver-

tragsentwurf wurden dann auf Ebene der Minister bzw. der Staats- und Regierungschefs geklärt.

Beim informellen Treffen am 30.01. wurde der Vertrag von allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme

von Großbritannien und Tschechien beschlossen, beim Euro-Gipfel/Europäischen Rat am 1./2.3.

soll er unterzeichnet werden und nach der nationalen Ratifizierung am 1.1.2013 in Kraft treten.

Inhalt des Vertrags

Bei den Erwägungsgründen ist v.a. der Bezug zum ESM-Vertrag wichtig, der auf großen Druck

der Bundesregierung aufgenommen wurde: Geld bekommt künftig nur noch, wer den Fiskalver-

trag bis zum 1.3.2013 ratifiziert und die Schuldenbremse ein Jahr nach Inkrafttreten des Vertrags

implementiert hat.2 Weiterhin werden - seit dem 3. Entwurf - die Sozialpartner erwähnt, allerdings

nur i.d.S., dass ihre Rolle bei der nationalen Umsetzung des Vertrags beachtet werden soll.3

Ziele (Art. 1): Grundsätzlich soll durch den Vertrag die „wirtschaftliche Säule der Wirtschafts-

und Währungsunion“ gestärkt werden, um so die allgemeine Ziele der EU zu verwirklichen. Ob

hierzu nur Wachstum und Beschäftigung oder auch sozialer Zusammenhalt und Wettbewerbsfä-

higkeit gehören, war strittig,4 in der letzten (englischen5) Fassung wird beides genannt.

Titel III: Fiskalpakt

- Einführung von Schuldenbremsen (Art. 3 und 8):

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich auf einen mindestens ausgeglichenen Haushalt. Dies gilt

als erreicht, wenn das strukturelle Defizit 0,5% des BIP zu Marktpreisen nicht überschreitet,

bei Mitgliedstaaten mit einem Schuldenstand von weniger als 60% darf es maximal 1% betra-

gen. Die Annäherung an diese Werte soll rasch erfolgen, der „zeitliche Rahmen für die Annä-

herung wird von der Kommission unter Berücksichtigung länderspezifischer Tragfähigkeitsri-

siken vorgeschlagen.“6 Höhere Defizite dürfen nur in Ausnahmefällen vorkommen, die im

Laufe der Verhandlungen immer enger gefasst wurden, die Möglichkeit mit höheren Defiziten

„konjunkturelle Auswirkungen auf ihre Haushalt aufzufangen“ 7 wurde im 3. Entwurf gestri-

chen, nun sind Defizite und Abweichungen vom Anpassungspfad8 nur noch bei einem außer-

gewöhnlichen Ereignis, „das sich der Kontrolle der betreffenden Vertragspartei entzieht und

die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt“ oder bei einem „schwerwiegenden Wirt-

schaftsabschwung im Sinne des geänderten Stabilitäts- und Wachstumspakts“ möglich, sofern

dies die „Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen mittelfristig nicht gefährdet.“9



Um die Schuldenbremse einzuhalten, muss ein Korrekturmechanismus eingeführt werden, der

bei „wesentlichen Abweichungen vom mittelfristigen Ziel oder dem entsprechenden Anpas-

sungspfad“ automatisch (!) ausgelöst wird, um die Abweichung zu korrigieren. Die genaue

Ausgestaltung des Korrekturmechanismus soll sekundärrechtlich geregelt werden. Vertraglich

festgelegt ist jedoch bereits, dass die Kommission die Grundsätze vorschlägt, „insbesondere

Art, Umfang und Zeitrahmen der zu ergreifenden Korrekturmaßnahmen, auch unter außerge-

wöhnlichen Umständen, sowie die Rolle und die Unabhängigkeit der auf einzelstaatlicher

Ebene für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften zuständigen Institutionen betref-

fen“ (Art. 3, Abs. 2). Die Kommission wird somit eine große Rolle bei der Ausgestaltung

spielen, was es mit den „unabhängigen Überwachungsinstitutionen“ auf sich hat, die auf na-

tionaler Ebene geschaffen werden sollen, bleibt abzuwarten.

Die Schuldenbremse muss auf Verfassungs- oder vergleichbarer Ebene dauerhaft und verbind-

lich festgelegt werden, im 3. Entwurf kommt hinzu, dass dies innerhalb von einem Jahr nach

Inkrafttreten des Vertrags geschehen muss.

Die angemessene Umsetzung der Schuldenbremse wird vom EuGH überwacht und sanktio-

niert (Geldbußen bis zu 0,1% des BIP sind möglich10). Zu diesem Zweck können die Mitg-

liedstaaten sich gegenseitig verklagen.11 Da sie das in der Vergangenheit jedoch nicht getan

haben, sollte auf Wunsch der Bundesregierung die Kommission ein Klagerecht erhalten, was

juristisch so schwierig ist,12 dass man sich auf ein indirektes Klagerecht geeinigt hat: Die

KOM soll unaufgefordert Berichte über die angemessene Umsetzung schreiben und wenn sie

zu einem negativen Ergebnis kommt, sollen die anderen MS möglichst automatisch, verbind-

lich klagen. Wie genau dieses Verfahren ausgestaltet wird, soll bis zur Unterzeichnung im

März geklärt werden, die Bundesregierung setzt sich für ein quasi-automatisches Verfahren

ein, bei dem z.B. das Land, das die Ratspräsidentschaft inne hat, die Klage erheben muss.13

Die Bundesregierung hatte sich überdies dafür eingesetzt, dass der EuGH auch die Einhaltung

der Schuldenbremse überwacht, sich damit jedoch nicht durchsetzen können, damit bleibt die

Überwachung der Umsetzung bei den nationalen Gerichten.

- Einführung einer Schuldenabbauregel (Art. 4):

Bei einem Schuldenstand von mehr als 60% müssen die diesen Wert übersteigenden Schulden

um 1/20 pro Jahr verringert werden, allerdings wahrscheinlich für die meisten Länder nicht

sofort, sondern drei Jahre, nach dem sie das Defizitkriterium wieder einhalten.14 Für Deutsch-

land bedeutet dies nach Berechnungen des DGB zusätzliche Einsparungen in Höhe von 30

Mrd. Euro pro Jahr.

- Verschärfung des Stabilitäts- und Wachstumspakts (Art. 5 und 7):

o Automatische Sanktionen: Bereits bei der Feststellung eines übermäßigen Defizits gilt

künftig die umgekehrte qualifizierte Mehrheit, damit kann das Defizitverfahren (das in

letzter Instanz zu finanziellen Sanktionen führt) deutlich leichter begonnen werden als

bisher. Bei der Feststellung eines übermäßigen Schuldenstands bleibt es bei der qualifi-

zierten Mehrheit, hier konnte die Bundesregierung sich nicht durchsetzen.15

o Das Defizitverfahren wird den Anpassungsprogrammen bei Inanspruchnahme des Ret-

tungsschirms angeglichen: MS, die sich in einem Defizitverfahren befinden, müssen ein

verbindliches Haushalts- und Wirtschaftspartnerschaftsprogramm vorlegen, das die ein-

zelnen Maßnahmen beschreibt, mit denen das Defizit wieder unter 3% gebracht werden



soll. KOM und Rat müssen das Programm genehmigen und überwachen seine jährliche

Umsetzung im Rahmen der bestehenden Überwachungsverfahren des SWP.16 Format und

Inhalt der Programme werden im Unionsrecht definiert (Art. 5).

- Anleiheemissionen (Art. 6)

Die MS erstatten Kommission und Rat Bericht über geplante Anleiheemissionen, damit sollen

jedoch nicht die Emissionen selbst koordiniert werden, sondern nur die Planung,17 es geht also

nicht in Richtung Eurobonds, wie es sich u.a. das Europäische Parlament gewünscht hatte.

Titel IV: Wirtschaftspolitisch Koordinierung und Konvergenz

- Verpflichtung, auf eine enger koordinierte (nicht: gemeinsame!) Wirtschaftspolitik hinzuar-

beiten,18 der Euro-Plus-Pakt wird dabei ab dem 5. Entwurf nicht mehr explizit in Art. 9 er-

wähnt, sondern nur mehr in den Erwägungsgründen

- Verstärkte Zusammenarbeit bei „Fragen, die für ein reibungsloses Funktionieren des Euro-

Währungsgebiets entscheidend sind“ (Art. 10)

- Erörterung und ggfs. Abstimmung aller wichtigen wirtschaftspolitischen Reformen zur Fest-

legung von Benchmarks und zur stärkeren Koordinierung der Wirtschaftspolitik (Art. 11)

Titel V: Governance der Eurozone

- Institutionalisierung der Zusammenarbeit in der Eurozone (Art. 12):

Vertragliche Festlegung von Euro-Gipfeln, bei denen sich die Staats- und Regierungschefs der

Euroländer, der Kommissionspräsident und der Präsident der EZB treffen.19 Die Gipfel finden

mindestens 2x pro Jahr statt. Die Euro-Gruppe bekommt einen Präsidenten, der mit einfacher

Mehrheit der Euro-Vertragsparteien gewählt wird und die gleiche Amtszeit wie der Präsident

des Europ. Rates hat. Bei diesem Thema gab es Streit, ob die Nicht-Euroländern, die den Ver-

trag unterzeichnet haben, an den Euro-Gipfeln teilnehmen dürfen. Insbesondere Polen setzte

sich dafür ein, während Frankreich die Gruppe klein halten wollte. Schließlich einigte man

sich darauf, dass die Nicht-Euroländer dabei sein dürfen, wenn es um Fragen von Wettbe-

werbsfähigkeit, Veränderungen in der globalen Strategie und künftige Reformen der Architek-

tur der Gemeinschaftswährung sowie die Umsetzung des Vertrags geht. Sie werden mindes-

tens einmal im Jahr eingeladen, über die anderen Gipfel werden sie unterrichtet.

- Parlamentarische Begleitung (Art. 12 und 13)

Das EP ist nur sehr marginal eingebunden, auf großen Druck wurde im 4. Entwurf eingefügt,

dass sein Präsident zu den Euro-Gipfeln „zur Anhörung“ eingeladen werden kann (d.h. keine

regelmäßige Teilnahme). Ansonsten wird das EP unterrichtet.

Die nationalen Parlamente und das EP sollen sich auf einer Konferenz austauschen, auf

Grundlage von Titel II des Protokolls Nr. 1 der bestehenden Verträge.20 Darauf, dass an dieser

Konferenz nicht nur die Vorsitzenden der Haushaltsausschüsse teilnehmen dürfen, sondern

Mitglieder aller relevanten Ausschüsse, einigte man sich erst in der 5. Fassung.

Verhältnis zu den bestehenden Verträgen (Art. 2 und 16):

Der Fiskalvertrag muss in Übereinstimmung mit den bestehenden Verträgen und mit EU-Recht

(auch Sekundärrecht) angewandt und interpretiert werden. Ursprünglich gab es einen Satz, in dem

ein expliziter Vorrang des Unionsrechts festgehalten wurde, dieser wurde jedoch im 3. Entwurf

gestrichen,21 damit der Vertrag nicht durch Sekundärrecht ausgehöhlt werden kann. Festgeschrie-



ben wurde - v.a. auf Druck des EP - dass spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten des Vertrags

Schritte ergriffen werden, ihn in die Verträge zu überführen.

Inkrafttreten (Art. 14):

Der Vertrag soll möglichst zum 1.1.2013 in Kraft22 treten und zwar nicht erst, wenn alle 17 Euro-

länder ihn unterzeichnet haben, um sich nicht von möglichen Referenden aufhalten zu lassen. Um

die nötige Anzahl von Ratifizierungen hat man lange gestritten, im ersten Entwurf waren es 9,

was der Bundesregierung zu wenig war (dann würden ja nur die unterzeichnen, die den Vertrag

eigentlich nicht nötig hätten….), im zweiten waren es 15, letztlich hat man sich auf zwölf Mitg-

liedstaaten geeinigt.

Vergleich zu bestehendem Primär- und Sekundärrecht

Von vielen Seiten wird behauptet, der Fiskalvertrag sei eigentlich nichts Neues, da die darin

enthaltenen Vorgaben, insbesondere zur Haushaltsdisziplin, bereits in den Verträgen oder sekun-

därrechtlich, d.h. in Richtlinien und Verordnungen, geregelt sei.23 Dies ist nicht ganz richtig, in

entscheidenden Punkten geht der Vertrag darüber hinaus: Dies betrifft zum einen die Verpflich-

tung auf die Verankerung von Schuldenbremsen in nationales Recht. Dies wäre - so sagt es selbst

die deutsche Bundesregierung - auf Grundlage der bestehenden Verträge nicht möglich.24 Durch

die Verknüpfung mit dem ESM wird ein sehr großer Druck auf verschuldete Mitgliedstaaten aus-

geübt, aber auch für die anderen Mitgliedstaaten könnte sich die Einbeziehung des EuGH als

Druckmittel erweisen - wenn ein Verfahren gefunden wird, das die Mitgliedstaaten dazu bringt,

sich auf Grundlage eines Kommissionsberichts gegenseitig zu verklagen. Denn im Bereich Haus-

haltsdisziplin hat der EuGH bisher nichts zu sagen und Strafzahlungen in Höhe von 0,1% des BIP

sind nicht wenig.

Der verschärfte SWP legt die Mitgliedstaaten überdies auf ein strukturelles Defizit von 1% fest,

und auch die automatischen Sanktionen sind nicht so weitreichend wie im Fiskalvertrag, wo nun

auch die Einleitung des Defizitverfahrens mit umgekehrter qualifizierter Mehrheit beschlossen

werden kann. Im Sixpack war dies nicht möglich, weil es in Art. 126 AEUV explizit anders gere-

gelt ist. Die Regelung zum Schuldenabbau (1/20) ist bereits Teil des verschärften Stabilitätspakts,

das Verfahren, das bei Verletzungen dieser Regel greift, ist im AEUV festgehalten, hier konnte

sich die Bundesregierung nicht mit weitergehenden Sanktionen durchsetzen.

Bei weiteren Regelungen bleibt abzuwarten, wie sie sekundärrechtlich ausgestaltet werden, dies

gilt v.a. für den Korrekturmechanismus sowie für die Wirtschaftspartnerschaftsprogramme.

Auch die angebliche Verwässerung der Schuldenbremse dadurch, dass sie nicht in die Verfassung

aufgenommen werden muss, ist nur vordergründig: Über die Hälfte der Euroländer haben Prob-

leme damit, eine Schuldenbremse in ihre Verfassung aufzunehmen, z.T. wäre dies die erste Ver-

fassungsänderung überhaupt, z.T. verfügen die Regierungen nicht über die notwendigen Mehrhei-

ten oder es sind - wie in Irland - Volksabstimmungen nötig, die man vermeiden will. Daher hat

man sich auf die Formulierung „durch verbindliche und dauerhafte – vorzugsweise verfassungs-

rechtliche – Bestimmungen oder andere Bestimmungen wirksam, deren uneingeschränkte Beach-

tung und Einhaltung im gesamten einzelstaatlichen Haushaltsverfahren gewährleistet ist.“ (Art. 3,

Abs. 2). Dafür, dass diese Regel dann nicht einfach durch einen Regierungswechsel gekippt wer-

den kann, werden Kommission und EuGH schon sorgen.
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15 Dies war auch nicht Bestandteil der Erklärung vom 9.12., die durch den Vertrag umgesetzt werden sollte. In der endgülti-
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23 so z.B. der Vorsitzende der S&D Fraktion Hannes Swoboda: „Der Fiskalpakt ist ein irrelevanter, fehlkonstruierter Pakt, der
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